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Teil D: Begründung 

 

 

D 1  Anlass der Planaufstellung 
 

 
D 1.1   Rechtsgrundlage 

Für die Aufstellung des Bebauungsplanes sind unter anderem zu berücksichtigen:  

 

 das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

18.12.2025 (BGBl. I S. 674) i. V. m. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

 Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i. d. F. vom 14.08.2007 (GVBl. 

S. 588), zuletzt geändert am 23.12.2025 durch § 2 (GVBl. S. 657), § 4 (GVBI. 

S. 667) und § 3 (GVBI. S. 699) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den 

Freistaat Bayern (GO) i.d.F. vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert 

durch § 1 des Gesetzes vom 23.12.2025 (GVBl. S. 637). 

 

D 1.2   Aufstellungsgrundlage  

Der Stadtrat Pocking hat die Aufstellung des Bebauungsplanes „E-Ladepark 

Oberindling“ am 22.04.2026 beschlossen. 

 
 
D 1.3   Bedarfsanalyse 

Im Hinblick bundesweit fehlender LKW-Stellplatzflächen und unzureichender Anzahl 

an E-Ladesäulen für LKW und PKW-Fahrzeuge werden zunehmend mehr 

infrastrukturelle Serviceeinrichtungen wie E-Ladetankstellen benötigt.  

 

Um die von der Bundesrepublik geplante Klimaneutralität 2045 zu erreichen, soll im 

Verkehrssektor die Elektromobilität und der Ausbau der Ladeinfrastruktur gefördert 

werden. Der breitflächige Ausbau der Elektroladeinfrastruktur ermöglicht einerseits die 

Versorgung der bereits zugelassenen Elektroautos und Elektro-LKWs mit Energie und 

schafft andererseits einen Anreiz für den Kauf von elektrisch betriebenen Fahrzeugen. 

Der für die Ladesäulen benötigte Strom wird primär im ca. 500 m entfernten PV-Park 

und den PV-Dachanlagen des Vorhabenträgers erzeugt und in einer Batterie 

gespeichert. Sollte der durch die PV-Anlagen erzeugte Strom nicht ausreichen, wird 

Strom aus der ebenfalls nur ca. 500m entfernten Biogasanlage des Vorhabenträgers 

verwendet. Somit wird zur Betankung der Fahrzeuge zu 100% regenerative Energie 

aus regionaler Herstellung verwendet.  
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Das Sondergebiet „E-Ladepark Oberindling“ wird somit als eine sinnvolle und 

nachhaltige Infrastruktureinrichtung eingestuft, die durch die Lage direkt am Zubringer 

Bundesstraße B12 profitiert.  

 

Die unmittelbare Nähe zur Bundesstraße B12 und zur Autobahn BAB A3 gewährleistet 

eine problemlose Anbindung und somit eine sehr gute verkehrliche Erreichbarkeit des 

Standorts von beiden Richtungsfahrbahnen der B12 Die Lage entspricht zudem den 

funktionalen Anforderungen der vorgesehenen Nutzung. Gleichzeitig ist davon 

auszugehen, dass durch die direkte Anbindung an die Bundesstraße eine zusätzliche 

innerörtliche Verkehrsbelastung weitgehend vermieden wird. 

 

Des Weiteren bettet sich das Vorhaben in die bestehende Nutzungsstruktur entlang 

der Bundesstraße und am Böschungsfuß der Zubringerauffahrt ein. Negative 

Auswirkungen auf das Ortsbild sind vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten. 

 

 
 

D 2  Lage des Planungsgebiets/ Ausgangssituation 
 

D 2.1  Räumlicher Geltungsbereich 

Das Planungsgebiet „E-Ladepark Oberindling“ befindet sich im Osten von Pocking an 

der Anschlussstelle B12 in Richtung München und der Richtung Autobahn A3 Passau-

Linz. 

 

D 2.2  Das Plangebiet und seine Umgebung 

Derzeit beinhaltet das Planungsgebiet landwirtschaftlich genutzte Flächen. Auch 

angrenzend werden die Flächen überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Nördlich des 

Plangebiets befindet sich die Bundesstraße B12, westlich angrenzend die 

Verbindungsstraße Rotkreufeldstraße. Gegenüber der Bundesstraße befindet sich ein 

Sondergebiet mit einem darauf befindenden Nahversorgungszentrum. 

Die Zufahrt zum geplanten Gebiet erfolgt über die Rotkreuzfeldstraße. 

 

D 2.3  Größe des Baugebiets 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von 1,1 ha auf der 

Fl. Nr. 108 der Gemarkung Indling.  

 

D 2.4   Topgrafie des Baugebiets 

Topographisch weist die Fläche – ausgenommen der Böschung der Auf- und Abfahrt 
der B12, die teilweise auf dem beplanten Bereich liegt - einen leichten 
Höhenunterschied von ca. 1,0 m von Norden nach Süden auf. 
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D 2.5 Immissionen 

Nördlich des Änderungsgebiets verläuft die Bundesstraße B12 mit einem Zubringer, 

westlich verläuft die Ortsverbindungsstraße Rotkreuzfeldstraße. Es ist daher mit 

Immissionsbelastungen aus Verkehrslärm zu rechnen.  

Aus den angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzungen im Umfeld entstehen 

Emissionen aus Lärm, Staub sowie ggf. auch Gerüche, die unvermeidbar sind. 

 

D 2.6  Altlasten 

Im Bereich des Plangebietes sind keine Altlasten bekannt. 

Zur Klärung des Altlastenverdachtes können auf dem Grundstück nach Aberntung 

Schürfgrabungen durchgeführt werden. Die Untersuchung erfolgt in Absprache mit 

dem Grundstückseigentümer, dem Landratsamt Passau und dem 

Wasserwirtschaftsamt Passau. 

 
 

D 3  Übergeordnete Planungen und Planungsrechtliche 

Vorgaben  

 

D 3.1  Landesplanung 

Gemäß §1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 

anzupassen. 

Grundlage ist die Einstufung im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP). Hier 

ist Pocking in der Planungsregion Donau-Wald, Regierungsbezirk Niederbayern als 

Mittelzentrum ausgewiesen.  

Die Planung steht im Einklang mit folgenden Zielen der Raumordnung: 

 
LEP 1.3.1  Klimaschutz  
Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere durch 

 die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung. 

 die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie 

 den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendioxid und 
andere Treibhausgase. 

Für den geplanten Ladepark für Elektrofahrzeuge wird ausnahmslos regenerative 

Energie, die in den ca. 500 m entfernten PV-Anlagen und der Biogasanlage des 

Vorhabenträgers produziert wird, verwendet. Somit steht die Planung im Einklang mit 

dem Ziel des Klimaschutzes. 

 

LEP 4.1.1 Leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur  

 Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsfähig zu erhalten und durch Aus-, 

Um- und Neubaumaßnahmen nachhaltig zu ergänzen.  
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 Die Verkehrsinfrastruktur soll durch neue Mobilitätsreformen in allen Regionen nachhaltig 

ergänzt werden. 

 Die Vernetzung und Auslastung der Verkehrsträger sollen durch bauliche Maßnahmen 

und den Einsatz neuer Technologien gesteigert werden.  

 
Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist gekennzeichnet durch ein gut ausgebautes und 

den Ansprüchen von Gesellschaft und Wirtschaft genügendes, weitgehend barrierefreies 

Verkehrswegenetz mit verkehrsträgerübergreifenden Schnittstellen. Aus-, Um- und 

Neubaumaßnahmen zur Ergänzung des Verkehrswegenetzes haben so umweltverträglich und 

ressourcenschonend wie möglich zu erfolgen. Das für die nächsten Jahre prognostizierte, 

zunehmende Verkehrsaufkommen erfordert eine stärkere Inanspruchnahme aller 

Verkehrsträger, sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr. 

 

Der Anteil an Elektrofahrzeugen steigt stetig. Durch die vorliegende Planung soll 

die Elektromobilität gestärkt werden, indem die notwendige Ladeinfrastruktur 

dafür zur Verfügung gestellt wird. Durch die geplante Maßnahme wird somit zu 

einer leistungsfähigen, nachhaltigen, Verkehrsinfrastruktur beigetragen. 

 

LEP 4.2 Straßeninfrastruktur  

 Das Netz der Bundesfernstraßen sowie Staats- und Kommunalstraßen soll leistungsfähig 

erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden.  

 Beim Erhalt und Ausbau der Straßeninfrastruktur sollen die Anforderungen für die Mobilität 

der Zukunft berücksichtigt werden.  

 

Die Straßen tragen die Hauptlast des Verkehrs im Personen- und Güterverkehr. Eine 

leistungsfähige und sichere Straßeninfrastruktur – einschließlich der dazugehörigen Anlagen 

des ruhenden Verkehrs – ist deshalb ein entscheidender Standortfaktor und trägt damit zur 

räumlichen Wettbewerbsfähigkeit Bayerns und seiner Teilräume bei. 

 

Der Anteil an Elektrofahrzeugen steigt stetig. Somit steigt auch der Bedarf an der 

entsprechenden Ladeinfrastruktur. Durch die vorliegende Planung wird die 

vorhandene Infrastruktur somit bedarfsgerecht ergänzt, indem die für die 

Elektromobilität notwendige Ladeinfrastruktur dafür zur Verfügung gestellt wird. 

Durch die geplante Maßnahme wird somit zu einer leistungsfähigen, nachhaltigen, 

Verkehrsinfrastruktur beigetragen. 

 

LEP 6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung  

 Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im 

überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit dienenden 

Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu 

erfolgen. Zur Energieinfrastruktur gehören insbesondere:  

 Anlagen der Energieerzeugung und –umwandlung 

 Energienetze sowie 

 Energiespeicher 

 Potenziale der Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung sollen durch eine 

integrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung genutzt werden.  

 

LEP 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  

 Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen und zu 
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nutzen.  

 Es sollen ausreichende Möglichkeiten der Speicherung erneuerbarer Energien geschaffen 

werden.  

 
Die verstärkte Erschließung und Nutzung der erneuerbaren Energien – Windenergie, 

Solarenergie, Wasserkraft, Biomasse und Geothermie – liegen im überragenden öffentlichen 

Interesse und dienen dem Umbau der bayerischen Energieversorgung, der 

Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. Die Ziele für den Anteil der erneuerbaren Energie 

leiten sich aus den internationalen, nationalen und bayerischen Energie- und 

Klimaschutzzielen sowie dem Bayerischen Klimaschutzgesetz ab. 

 

LEP 3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung vorrangig zu 
nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur 
Verfügung stehen.  

 

Für den geplanten E-Ladepark, der vor allem Elektro-LKWs mit Strom versorgen 
soll, stehen keine geeigneten Potentiale der Innenentwicklung zur Verfügung. Ein 
Standort im Innenbereich der Stadt Pocking würde zu einer erheblichen Zunahme 
an Schwerverkehr und somit zu einer Belastung des kommunalen Straßennetzes 
führen. Der gewählte Standort direkt an der B12 angrenzend an die bestehenden 
Gewerbeflächen ermöglichen die Versorgung der durch die Bundesregierung 
forcierten Elektromobilität mit erneuerbaren Energien, ohne dabei die 
Innenbereiche mit einem erhöhten Schwerverkehr zu belasten. 

 

LEP 3.3  Vermeidung von Zersiedelung - Anbindegebot  

 

Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige 
Siedlungsstruktur sollen vermieden werden. 

 

Die vorliegende Planung grenzt – durch die Auf- und Abfahrtsrampe der B12 
getrennt- an das bestehende Sondergebiet „SO Neuindling Süd-Ost“ und an das 
bestehende, im Flächennutzungsplan als Gewerbefläche ausgewiesene, 
Autohaus an. 

 

D 3.2.  Regionalplanung 

 

A I  Leitbild 

Im Regionalplan Region Donau-Wald (12) wird das Landesentwicklungsprogramm als 

allgemein ländlicher Raum eingestuft. 

Die Region soll zur Sicherung der Lebens- und Arbeitsbedingungen künftiger 
Generationen nachhaltig entwickelt werden. In ihrer Gesamtheit und in ihren 
Teilräumen soll sie so entwickelt und gestärkt werden, dass die sich aus der Lage 
inmitten Europas und an der Nahtstelle zur Tschechischen Republik und zum 
Donauraum ergebenden Herausforderungen bewältigt und gleichwertige Lebens- und 
Arbeitsbedingungen in allen Regionsteilen geschaffen werden.  

Dabei sind insbesondere anzustreben:  
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 Die Erhaltung bestehender und die verstärkte Schaffung von 

Erwerbsmöglichkeiten, 

 Eine verbesserte Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen in räumlich und 

zeitlich zumutbarer Entfernung,  

 Die Stärkung der Funktion der Region als Bindeglied zwischen Südbayern 

und Böhmen, 

 Eine abgestimmte grenzübergreifende Entwicklung, vor allem in den 

Bereichen Wirtschaft, Verkehr und Umwelt zwischen der Region und den 

angrenzenden Gebieten der Tschechischen Republik und Oberösterreichs.  

 

A II  Raumstruktur 

 Die nördlichen und östlichen Teilräume der Region sollen in ihrer Entwicklung in 

besonderem Maße gestärkt werden. Dabei sollen Entwicklungshemmnisse, die sich aus 

der Grenznähe zur Tschechischen Republik ergeben, abgebaut und die 

Wirtschaftsstruktur im gewerblich-industriellen und Dienstleistungsbereich sowie die 

Infrastruktur verbessert werden. 

 Es ist anzustreben, die Stadt- und Umlandbereiche Deggendorf/Plattling, Passau und 

Straubing als regionale Wirtschafts- und Versorgungs-schwerpunkte der ländlichen 

Region zu entwickeln.  Dabei ist eine ausgewogene Siedlungs- und 

Wirtschaftsentwicklung zwischen den Kernstädten und den Umlandgemeinden und die 

Berücksichtigung der jeweiligen räumlichen Beziehungen von besonderer Bedeutung. 

 Die wirtschaftlichen Entwicklungsimpulse, die von den Standortvorteilen der Donauachse 

- insbesondere bei einer bedarfsgerecht ausgebauten Bundeswasserstraße Donau - 

ausgehen, sind für eine eigenständige gewerblich-industrielle Entwicklung der gesamten 

Region von besonderer Bedeutung.  

Eine enge wirtschaftliche Kooperation und Vernetzung der an der Donau gelegenen 

Hafenstädte bzw. Oberzentren Deggendorf/Plattling, Passau und Straubing untereinander 

und mit den benachbarten Hafenstädten Regensburg (Oberpfalz) und Linz 

(Oberösterreich) ist zu einer verstärkten Entwicklung des Donauraumes anzustreben. 

 

B IV 2  Regionale Wirtschaftsstruktur / Standortentwicklung 

RP 2.1 (Z)  

 Im zunehmenden Standortwettbewerb um Fachkräfte, Investitionen und Wissen soll die Region 

Donau-Wald in allen Teilräumen als attraktiver, leistungsfähiger und innovativer 

Wirtschaftsraum gestärkt und gesichert werden. 

 

RP 2.1 (G)  

 Es ist von besonderer Bedeutung, dass zum Ausgleich des innerregionalen Strukturgefälles, 

insbesondere im ländlichen Teilraum, dessen Entwicklung in besonderem Maße gestärkt 

werden soll, qualifizierte und saisonunabhängige Arbeitsplätze gesichert und geschaffen 

werden. 

 Es ist anzustreben, dass die Stadt- und Umlandbereiche im ländlichen Raum 

(Deggendorf/Plattling, Passau, Straubing) in ihrer Funktion als wirtschaftliche Impulsgeber für 

die Region weiter gestärkt und ausgebaut werden. 

RP 2.2 (Z)  
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 Noch vorhandene Defizite hinsichtlich der wirtschaftsnahen Infrastruktur, die als 

Standorthemmnisse wirken können, sollen zügig beseitigt werden.  

 

B IV 3  Industrie und Handwerk 

RP 3.1 (Z)  

 In der gesamten Region soll die Leistungsfähigkeit von Industrie und Handwerk erhalten und 

weiterentwickelt werden. 

RP 3.1 (G)  

 Hierzu ist es u. a. von besonderer Bedeutung, dass die erforderlichen Anpassungen an den 

Strukturwandel unterstützt, die wirtschaftsnahe Infrastruktur weiter ausgebaut und 

bedarfsorientiert Industrie- und Gewerbegebiete an geeigneten Standorten zur Verfügung 

gestellt werden. 

RP 3.2 (G) 

 Es ist anzustreben, dass an geeigneten Standorten die günstigen infrastrukturellen 

Voraussetzungen der vorhandenen Bandinfrastruktureinrichtungen für industriell-gewerbliche 

Vorhaben genutzt werden. 

 

B IV 4 Handel und Dienstleistungen 

RP 4.1 (G) 

 Es ist von besonderer Bedeutung, dass in der Region die Voraussetzungen für ein 

Wachstum im Dienstleistungsbereich, insbesondere bei unternehmensorientierten und 

wissensintensiven Dienstleistungen geschaffen werden. 

RP 4.6 (G) 

 Die Lagegunst der Region an der Nahtstelle zu Südosteuropa ist insbesondere für die 

Weiterentwicklung von Logistik- und Transportdienstleistungen zu nutzen. Dies trifft 

speziell auch für das grenznahe Gebiet Oberösterreich zu. 

B IV 5  Tourismus 

RP 5.6 (G) 

 In den Tourismusgebieten an und nördlich der Donau und im Bereich der Thermalbäder 

Bad Füssing und Bad Griesbach im Rottal sollen der Tourismus und das Kurwesen als 

wichtige Wirtschaftsfaktoren gesichert und weiterentwickelt werden.  

RP 5.7 (Z) 

 Die Entwicklung und Stärkung touristischer Routen ist für die Region von besonderer 

Bedeutung. Dabei ist eine verstärkte Zusammenarbeit von Industrie, Gewerbe, 

(Kunst)Handwerk und touristischen Dienstleistungen anzustreben. 

 Eine möglichst gute Anbindung an entsprechende Wege in den Nachbarregionen sowie 

grenzüberschreitend in Oberösterreich sowie in den tschechischen Bezirken Südböhmen 

und Pilsen ist anzustreben. 

 

 

                 Die Grundsätze und Ziele der Regionalplanung werden mit dem 

vorliegenden Bebauungsplan unterstützt. 
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D 3.3  Flächennutzungsplan 
 

D. 3.3.1  Gültiger Flächennutzungsplan 
 

  
Derzeit gültiger Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

 

Im derzeit rechtsgültigen Flächennutzungsplan wird die Fläche des geplanten 

Baugebiets als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Nordöstlich der 

Änderungsfläche sind landwirtschaftliche Flächen dargestellt. Südlich schließt die 

Fläche mit der Ortsverbindungsstraße Rotkreuzfeldstraße ab. Nordwestlich grenzt der 

Zubringer für die Bundesstraße B12 das Planungsgebiet ein. Gegenüber dem 

Zubringer, westlich der Änderungsfläche, ist ein Sondergebiet mit einem 

Nahversorgungszentrum ausgewiesen. Neben dem Sondergebiet befindet sich ein 

Autohaus mit Ausstellungs- und Stellplatzflächen.  

Gemäß §8 Abs.1 Satz 1 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 

zu entwickeln. 

Um dem Entwicklungsgebot zu entsprechen, wird der Flächennutzungsplan im 

Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB geändert. 

D. 3.3.1   Umgriff der vorgesehenen Änderung des 
Flächennutzungsplans  
 

Der Geltungsbereich der 96. Änderung des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan der Stadt Pocking umfasst zum Zeitpunkt der Aufstellung dieser 
Änderung des Flächennutzungsplans das Grundstück mit der Fl. Nr. 108 der 
Gemarkung Indling mit einer Gesamtfläche von 1,10 ha. 
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D 3.4  Derzeitige Nutzung des Planungsgebiets 
 

Die Fläche sowie die angrenzenden Flächen werden landwirtschaftlich genutzt. 
 

D 3.5 Konzept der künftigen Nutzung des Planungsgebiets 

Das Sondergebiet dient der Erstellung eines an die Stromerzeugung des 

Vorhabenträgers angeschlossenen Elektro-Ladeparks, sowie der Erstellung von 

LKW Parkplätzen als neue Infrastruktureinrichtung für LKWs und PKWs an der 

B12. 

Die Bundesstraße B12 ist gleichzeitig Zubringer für den zukünftigen 

Autobahnknoten A94/A3, weshalb sich die Lage für die geplante Nutzung 

hervorragend eignet. Auf dem Planungsgebiet werden neben E-Ladesäulen und 

LKW-Stellplätzen auch Flächen für Gastronomie, Duschen und Toiletten 

vorgesehen, sowie Sport- und Spielmöglichkeiten, um die LKW- und PKW-Fahrer 

während des Ladevorgangs bzw. während der Ruhepausen am LKW-Parkplatz zu 

versorgen. Die verkehrliche Erschließung dieses Bereiches erfolgt über eine neue 

Zufahrt von der im Südosten bestehenden Rotkreuzfeldstraße.  
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D 4  Erschließung 

 
Das geplante Sondergebiet soll für einen einzelnen Vorhabenträger errichtet werden, 

somit werden die Kosten für die Erschließung gesondert im Rahmen eines 

städtebaulichen Vertrages zu bestimmen und zu regeln. 

 
D 4.1  Wasserversorgung 

Der Anschluss erfolgt an die öffentliche Trinkwasserversorgungseinrichtung des 

Zweckverbandes Wasserversorgung Ruhstorfer Gruppe. 

 

D 4.2  Wasserwirtschaft und Kanalisation 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt über die öffentlichen Entwässerungseinrichtungen 

der Stadt Pocking.  

 

Das anfallende Niederschlagswasser muss versickert werden. Bei Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen für eine erlaubnisfreie Nutzung, muss von den jeweiligen 

Eigentümern eine wasserrechtliche Erlaubnis ist im Rahmen des Bauantrages 

eingeholt werden. 

 

Die Bestimmungen der NWFreiV und TRENGW sind dabei zu beachten. 

 

D 4.3  Stromversorgung 

Die Stromversorgung erfolgt über eigene private Zuleitung bestehender regenerativer, 

vorwiegend aus PV-Anlagen erzeugten, Energiequellen des Vorhabenträgers. 

 

D 4.4  Verkehrsanbindung 

Die Verkehrsanbindung erfolgt über die südwestlich gelegene Rotkreuzfeldstraße. 

Die verkehrstechnische Anbindung des Planungsgebietes an die übergeordnete 

Erschließung erfolgt aktuell über die Anbindung der Gemeindestraße 

Rotkreuzfeldstraße. Die verkehrliche Anbindung des Planungsgebiets profitiert durch 

die Nähe der B12 und nach Fertigstellung der Autobahn von dem Autobahnknoten 

A94/A3. Insbesondere für LKW-Ladesäulen eignet sich der Standort deshalb 

hervorragend.  

 

Gegenüber der geplanten Einfahrt befindet sich ein bestehender separater Geh- und 

Radweg, der parallel zur Rotkreuzfeldstraße verläuft.  
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D 4.5   Abfallentsorgung  

Die geplante öffentliche Erschließungsstraße zum Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes verfügt über eine geeignete Wendemöglichkeit für 

Abfallsammelfahrzeuge. Die Abfallentsorgung erfolgt über die geplante 

Erschließungsstraße. 

 

Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der 

Abfallwirtschafssatzung des ZAW Donau-Wald bleiben hiervon unberührt und sind 

ebenfalls zu beachten. Die Ausweisung und optimale Gestaltung von ausreichenden 

Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen-Holzsystems (Restmüll, 

Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.  

 

 

 

D 5  Umweltbericht 

Ruth Kappendobler, Dipl.-Ing. (FH) Landschaftsarchitektur, siehe Anlage 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

      Pocking, den____________________ 

 

 

 

LUEHRS & BACHMANN    Stadt Pocking 

Architekten & Ingenieure    Ernst-Geislberger-Schießleder 

1. Bürgermeister 


